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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Uwe Jens, Ernst Schwanhold, Ingrid Becker-Inglau, Hans 
Berger, Lilo Blunck, Dr. Eberhard Brecht, Hans Büttner (Ingolstadt), Edelgard 
Bulmahn, Hans Martin Bury, Marion Caspers-Merk, Petra Ernstberger, Annette Faße, 
Iris Follak, Iris Gleicke, Uwe Göllner, Karl Hermann Haack (Extertal), Rolf 
Hempelmann, Monika Heubaum, Jelena Hoffmann (Chemnitz), Lothar Ibrügger, 
Brunhilde Irber, Jann-Peter Janssen, Volker Jung (Düsseldorf), Sabine Kaspereit, 
Susanne Kästner, Marianne Klappert, Walter Kolbow, Horst Kubatschka, Dr. Uwe 
Küster, Dieter Maaß (Herne), Heide Mattischeck, Herbert Meißner, Siegmar Mosdorf, 
Christian Müller (Zittau), Günter Oesinghaus, Adolf Ostertag, Hermann Rappe 
(Hildesheim), Otto Reschke, Siegfried Scheffler, Wilhelm Schmidt (Salzgitter), Dr. R. 
Werner Schuster, Dr. Angelica Schwall-Düren, Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk, Wieland 
Sorge, Wolfgang Spanier, Dr. Dietrich Sperling, Antje-Marie Steen, Dr. Peter Struck, 
Dr. Gerald Thalheim, Wolfgang Thierse, Wolfgang Weiermann, Lydia Westrich, Verena 
Wohlleben, Rudolf Scharping und der Fraktion der SPD 


Schaffung von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die letzte Rezession und die damit einhergehende Strukturanpas- 
sung in der deutschen Wirtschaft haben zu einem dramatischen 
Abbau von Industriearbeitsplätzen in Deutschland geführt. Auch 
bei einer Fortsetzung des moderaten Konjunkturaufschwungs ist 
nicht damit zu rechnen, daß ohne eine alle Handlungsfelder um- 
fassende, aktive Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik im Laufe der 
nächsten Jahre annähernd genügend Arbeitsplätze entstehen, um 
die Massenarbeitslosigkeit nachhaltig abzubauen. 

Die Wirtschaftspolitik ist daher gefordert, durch eine zukunftsori- 
entierte Strategie den Strukturwandel im gesamten Bereich von 
Wirtschaft, Staat und Bildung und Ausbildung im Hinblick auf 
zukünftige Anforderungen und die Schaffung neuer und zusätzli- 
cher Felder für mehr Arbeitsplätze zu fördern. Innovationen in 
neue Technologien, Produkte und Dienstleistungen müssen in al- 
len Bereichen von Wirtschaft, Staat und Gesellschaft angestoßen 
werden. Die notwendige wirtschaftspolitische Modernisierungsof- 
fensive in Wirtschaft und Gesellschaft muß alle Bereiche der In- 
dustrie ebenso wie alle Bereiche der gewerbenahen, finanziellen, 
privaten und öffentlichen Dienstleistungen sowie die freien Beru- 
fe umfassen. Hierzu ist ein Dialog zwischen Politik, Wirtschaft, Ge- 
werkschaften, Wissenschaft und gesellschaftlichen Institutionen 
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unerläßlich, denn die Modernisierung von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft kann nur im Konsens mit Arbeitnehmern und Arbeit- 
nehmerinnen sowie Bürgern und Bürgerinnen erfolgen. Der 
gewerbliche, private, öffentliche und sonstige Bereich der Dienst- 
leistungen sowie die freien Berufe tragen in der Bundesrepublik 
Deutschland mit einem Beschäftigtenanteil von knapp 53 Prozent 
nicht in dem Maße zur Gesamtbeschäftigung bei wie in den an- 
deren führenden Volkswirtschaften der Weltwirtschaft. Auch wenn 
jüngste wissenschaftliche Untersuchungen ein Defizit an Dienst- 
leistungsarbeitsplätzen in Deutschland im internationalen Ver- 
gleich bestreiten, so bleibt dennoch festzustellen, daß bei den 
Dienstleistungen die Beschäftigungsmöglichkeiten noch erheblich 
ausgebaut werden können. Es ist auch zu berücksichtigen, daß der 
Anteil von niedrig qualifizierten Arbeitsplätzen in zahlreichen Be- 
reichen der Dienstleistungen hoch ist und Innovationen sowie tech- 
nischer Fortschritt vor allem von den industriellen Sektoren der 
Wirtschaft und ihren komplementären Dienstleistungen geprägt 
werden. Die Schaffung besserer Voraussetzungen für mehr Ar- 
beitsplätze im Bereich der Dienstleistungen ersetzt also nicht die 
wirtschaftspolitisch dringliche Aufgabe, die Investitions- und In- 
novationsbedingungen auch in der Industrie Deutschlands auf 
Dauer zu sichern, zumal ein bedeutender Bereich der produktions- 
und exportorientierten Dienstleistungen von einer leistungsfähi- 
gen und innovativen gewerblichen, insbesondere industriellen Ba- 
sis abhängt. 

Im Bereich der gesamten gewerblichen und sonstigen privaten und 
freiberuflichen sowie öffentlichen Dienstleistungen müssen die 
noch bestehenden Möglichkeiten genutzt werden, zusätzliche Ar- 
beitsplätze zu schaffen. Hierzu gehört die Schaffung von Feldern 
für neue und moderne Dienstleistungen ebenso wie die Überprü- 
fung möglicher Tätigkeitshemmnisse sowie die Prüfung möglicher 
flexiblerer Rahmengestaltungen, um dadurch zusätzliche Felder 
für mehr Beschäftigung zu eröffnen. Notwendig ist es, alle Berei- 
che der Dienstleistungen daraufhin zu überprüfen, wie durch wirt- 
schaftspolitische und gesetzliche Maßnahmen für mehr Beschäfti- 
gung und mehr qualifizierte Arbeitsplätze gesorgt werden kann. 
Dabei müssen die produktionsorientierten Dienstleistungen eben- 
so wie die kulturellen, sozialen, Verbrauchs- und haushaltsbezo- 
genen Dienstleistungen einbezogen werden. 

Der Staat muß sich als Bestandteil eines umfassenden Dienstlei- 
stungssektors begreifen und nach den Gesichtspunkten der Effi- 
zienz und Bürgerorientierung die Modernisierung der öffentlichen 
Verwaltungen im Einklang mit den Rechten der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in Angriff nehmen. In wichtigen Bereichen der 
Dienstleistungen hat sich die öffentliche Dienstleistungsvorsorge 
bewährt. Dies gilt nicht nur in den Bereichen der kommunalen und 
übergeordneten staatlichen Dienstleistungen, sondern auch in Be- 
reichen öffentlicher-privater Mischformen und Kooperationsfor- 
men zur Erfüllung gesellschaftlich notwendiger Aufgaben, z. B. im 
Gesundheitswesen, der Sozialdienste und auch der Arbeitsver- 
mittlung. Hier kommt es darauf an, das öffentliche Dienstlei- 
stungsangebot unter den Gesichtspunkten der Effizienz und Da- 
seinsvorsorge zu stärken. Neue Zukunftsaufgaben, insbesondere 
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im Bereich der ökologischen und sozialen Dienste bieten Aufga- 
benfelder für öffentliche und private Dienstleistungen. 

Im Bereich der sonstigen Dienstleistungsunternehmen - Banken, 
Versicherungen, Kapitalmärkte - müssen Anstrengungen unter- 
nommen werden, um den Finanzplatz Deutschland zu stärken und 
neue Beschäftigungsfelder zu eröffnen. Bei den Informations- und 
Kommunikationstechnologien können durch Öffnung von Märk- 
ten und Produktinnovationen ebenfalls neue Aktionsfelder er- 
schlossen werden, die durch effizientere Produktion, Verteilung 
und Auswertung von Informationen einen Zuwachs an Wert- 
schöpfung und Beschäftigung bringen. Aber auch hier gilt: Pro- 
duktionen im Bereich der Informations- und Kommunikations- 
technologien sind in der Regel nicht an nationale Standorte 
gebunden. Von rein lokalen und regionalen Dienstleistungen ab- 
gesehen, stehen gerade die qualitativ hochwertigen Dienstlei- 
stungen im internationalen Wettbewerb. Es ist an der Zeit, auch 
die Standortbedingungen für Dienstleistungen auf breiter Grund- 
lage zu diskutieren. Die Rechte von Arbeitnehmern und Arbeit- 
nehmerinnen dürfen dabei nicht in Frage stehen. 

Die notwendige Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsfelder im 
gesamten Bereich der Dienstleistungen darf nicht zum Abbau der 
Rechte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und zur Ein- 
schränkung der Tarif autonomie führen. So dürfen Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen nicht in Scheinselbständigkeiten getrie- 
ben und in sozialversicherungsfreie Arbeitsverhältnisse gedrängt 
werden. Die geltende Einkommensgrenze für sozialversiche- 
rungsfreie Arbeitsverhältnisse ist abzuschaffen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 

1. einen Bericht über die Zukunftsperspektiven des Dienstlei- 
stungssektors vorzulegen, aus dem konkrete Maßnahmen her- 
vorgehen, wie durch verbesserte gesetzliche Rahmengestal- 
tung, durch wirtschaftspolitische Anreize und durch Abbau von 
Tätigkeitsbeschränkungen Möglichkeiten für zusätzliche Be- 
schäftigung geschaffen werden können. Dabei ist vor allem auf 
die folgenden Dienstleistungsbereiche und Fragestellungen 
abzuheben: 

a) die produktionsorientierten Dienstleistungen (EDV-Dien- 
ste, Unternehmens- und Wirtschafts- und Verbraucherbe- 
ratung, Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung, Architek- 
ten- und Ingenieurstätigkeit, technisches Prüfungs- und 
Überwachungswesen, Design- und Werbewirtschaft, Ver- 
mietung von Maschinen und Fahrzeugen), 

b) die Verbrauchs- und haushaltsbezogenen Dienstleistungen 
einschließlich des Einzelhandels, 

c) die Dienstleistungen in den Bereichen der Medien und 
neuen Informationstechniken, 

d) die Dienstleistungen im Messe- und Ausstellungswesen, 
des Fremdenverkehrs einschließlich des Gaststätten- und 
Hotelgewerbes, 
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e) die kulturschaffenden Dienstleistungen (Theaterwesen, 
Filmwirtschaft, Museumswesen, Literaturwesen, u.a.), 

f) die sozial- und familienbezogenen Dienstleistungen, 

g) die Dienstleistungen im Bereich des Gesundheitswesens 
und der Pflege, 

h) die Dienstleistungen im Bereich der Freien Berufe, wobei 
auf Erhalt der Vergleichbarkeit auch bei den Beratungsko- 
sten für die Verbraucher und Verbraucherinnen zu achten 
ist, 

i) die Finanzdienstleistungen, das Börsenwesen sowie Ban- 
ken und Versicherungen, 

j) die Verkehrsdienstleistungen (Spedition, Logistik, private 
und öffentliche Personenbeförderung, private Postdienste), 

k) die umweltbezogenen Dienstleistungen (Abfallbeseiti- 
gung und Entsorgung, Gartenbau und Landschaftspflege), 

l) die aus dem produzierenden Gewerbe ausgelagerten 
Dienstleistungen nach Ausmaß, Struktur und Beschäftig- 
ten, 

m) die Dienstleistungen im Bereich der Bildung, Ausbildung 
und Fortbildung, 

n) mögliche neue Formen von Dienstleistungsmärkten in ge- 
sellschaftlichen Dienstleistungsbereichen (z. B. im Ver- 
einswesen) und in lokal organisierten Dienstleistungsbör- 
sen u.a.; 

2. den Dialog mit Tarifpartnern, gesellschaftlichen Gruppen und 

Wirtschaftsbereichen, über die Möglichkeiten zur Schaffung 

zusätzlicher Beschäftigungsfelder und den Abbau von Tätig- 
keitshemmnissen im Dienstleistungssektor in Gang zu setzen. 

Dabei ist auf die Prüfung abzuheben von 

a) neuen Berufsbildern und Ausbildungsordnungen für neue 
und zukunftsorientierte Berufe in allen Bereichen der 
Dienstleistungen, z. B. im Bereich der Informations- und 
Kommunikationsdienstleistungen, der sozialen Dienstlei- 
stungen, der Logistik und der Außenhandelsdienstleistun- 
gen, 

b) Maßnahmen für eine verbesserte Standortentwicklung des 
Einzelhandels in den Innenstädten und den ländlichen Re- 
gionen, insbesondere Stärkung des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs und die Unterstützung integrierter Verkehrs- 
konzepte, Maßnahmen zur Innenstadtsanierung und 
Denkmalspflege, weitere Maßnahmen zur Stärkung der In- 
nenstädte, besonders die Bekämpfung der Kriminalität und 
die Stärkung des mittelständischen Einzelhandels durch 
Förderung der Kooperation und andere Maßnahmen, 

c) Maßnahmen zum Abbau von Wettbewerbshemmnissen 
und Marktschranken für mittelständische Dienstleistungs- 
betriebe und Existenzgründungen im Dienstleistungsbe- 
reich, durch die eine markt- und wettbewerbsgerechte Ent- 
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Wicklung von Dienstleistungen behindert werden. Zu über- 
prüfen sind in diesem Sinne das Werbeverbot in Gruppen 
der Freien Berufe und die Auswirkungen von Honorarord- 
nungen, die Gerichtsbindung von Rechtsanwälten und 
Rechtsantwältinnen, Tätigkeitsbeschränkungen für kleine 
und mittlere Betriebe des Konditoren- und Bäckereige- 
werbes und andere Handwerke, 

d) Maßnahmen zur Leistungssteigerung von Dienstleistun- 
gen, insbesondere die Stärkung der Kooperationen des 
Fachhandels und des Handwerks, die zukunftsgerichtete 
Berufsausbildung im Handel, Handwerk, der Freien Beru- 
fe und der neuen Dienstleistungen in den Bereichen von 
Medien, Werbung, Design und Finanzdienstleistungen, 

e) Maßnahmen zur Stärkung der außenhandelsorientierten 
Dienstleistungen, insbesondere Maßnahmen zur Verbes- 
serung des grenzüberschreitenden Gütertransports auf der 
Schiene und zu Wasser, zur Stärkung deutscher Seehäfen, 
ihrer Anbindung an den Binnenverkehr sowie der Binnen- 
häfen und Binnenwasserstraßen, zur Schaffung besserer 
außenhandelsorientierter Finanzdienstleistungen, eine 
verbesserte Messeförderung und die Stärkung der deut- 
schen Messe- und Kongreßstandorte u. a., 

f) Maßnahmen zur Stärkung der Fremdenverkehrsregionen 
und des Fremdenverkehrsgewerbes in Deutschland, 
insbesondere die verstärkte Förderung der strukturschwa- 
chen Regionen - also verstärkt in den neuen Bundeslän- 
dern - und dort des mittelständischen Fremdenverkehrs- 
gewerbes, die Auslands-Werbung für Deutschland als 
Reise-, Messe- und Kongreßland, die Inlands- Werbung für 
einen höheren Bekanntheitsgrad der Reize eines Urlaubs 
in Deutschland, die Förderung von eigenständigen Regio- 
nalidentitäten der Fremdenverkehrsorganisationen, in Zu- 
sammenarbeit mit den Ländern der Ausbau leistungsfähi- 
ger und moderner Beruf ausbildungssysteme im Bereich des 
Hotel- und Gaststättengewerbes, insbesondere der Sy- 
stemgastronomie, der Messe- und Kongreßwirtschaft, des 
Reisegewerbes und der Regelung eigenständiger Berufs- 
bilder in den Fremdenverkehrsämtern, 

g) Maßnahmen zur Stärkung der deutschen Filmwirtschaft 
und des Verlagswesens, insbesondere Neugestaltung der 
deutschen Filmförderung zur Wiederbelebung des deut- 
schen und europäischen Films, Stärkung der mittelständi- 
schen Filmtheater und Veranstalter, Stärkung des mittel- 
ständischen Verlagswesens, insbesondere in den neuen 
Bundesländern, 

h) systematischem Ausbau des Bereichs der Fort- und Wei- 
terbildung und Umschulung einschließlich der innerbe- 
trieblichen Qualifizierung in Regionen, die vom Struktur- 
wandel besonders betroffen sind, sowohl durch öffentliche 
Leistungen als auch durch neue Modelle der Tarifpartner 
und Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen zur betrieblichen 
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und überbetrieblichen Mitarbeiter- und Mitarbeiterinnen- 
fortbildung, 

i) Maßnahmen zur Stärkung des Finanzplatzes Deutschland 
und der deutschen Börsen, z. B. durch Schaffung des ge- 
setzlichen Rahmens für ein neues Börsensegment für den 
Handel mit Anteilen an mittelständischen Unternehmen 
und für einen besseren Zugang zu Risikokapital für junge 
Technologieunternehmen und andere geeignete gesetzli- 
che Maßnahmen, 

j) Maßnahmen zur Stärkung der öffentlichen und privaten 
Dienstleistungen im Bereich des Gesundheitswesens, ins- 
besondere der Vorsorge, sowie der Altenpflege und 
Betreuung älterer oder pflegebedürftiger Mitbürger und 
Mitbürgerinnen im Einklang mit den Prinzipien der Be- 
darfsorientierung, der Leistungsgerechtigkeit und der Ef- 
fizienz auch unter Berücksichtigung neuer Formen von Ge- 
sundheits- und Plegedienstleistungen in regionalen und 
lokalen Netzwerken, wobei die Anstrengungen um Ko- 
stenbegrenzung, insbesondere im Krankenhauswesen, um 
mehr Wettbewerb in der Pharmazeutischen Industrie und 
andere Maßnahmen zur Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen nicht in Frage gestellt werden dürfen, 

k) Möglichkeiten zur Übertragung öffentlicher Dienstleistun- 
gen auf privatwirtschaftliche Aufgabenerfüllung - ggf. 
auch im Wege der Beleihung - auf den gewerblichen und 
freiberuflichen Mittelstand, z.B. auf nach der Gewerbe- 
ordnung öffentlich bestellte und vereidigte oder nach eu- 
ropäischem Recht qualifizierte Sachverständige, oder auf 
Freiberufler im Vermessungswesen, wenn dadurch Effizi- 
enz, Wirtschaftlichkeit und Leistungsangebot verbessert 
werden. In Frage kommt auch die Übertragung geeigneter 
Aufgaben auf Sachverständigenorganisationen, wie TÜV 
und Dekra, 

l) flexibleren Regelungen in Bereichen bestehender öffent- 
lich geregelter Monopole, z.B. der technischen Überwa- 
chung bei gewerblichen technischen Anlagen unter 
Berücksichtigung und Wahrung der Sicherheitserforder- 
nisse im Bereich von gewerblichen Anlagen, bei denen öf- 
fentliche Sicherheitserfordernisse nicht zu besorgen sind, 
sowie unter der Voraussetzung der Eignung der in Frage 
kommenden Aufgaben, 

m) Möglichkeiten zur Schaffung von mehr Teilzeitarbeitsplät- 
zen auch durch Flexibilisierung von Arbeitszeiten in der öf- 
fentlichen Verwaltung auf allen ihren Ebenen von Bund, 
Ländern und Gemeinden, 

n) Verbesserungen der Voraussetzungen zur Schaffung von 
regulären Vollzeit- und Teilzeitarbeitsplätzen in privaten 
Haushalten durch entsprechende administrative, organisa- 
torische und steuerliche Maßnahmen (z.B. durch Ein- 
führung eines Systems der Dienstleistungsschecks); 
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3. zum Abbau vor allem der Langzeitarbeitslosigkeit darauf hin- 
zuwirken, zusätzliche Arbeitsplätze bei lokalen und regiona- 
len Beschäftigungsinitiativen im Bereich von sozialen, ökolo- 
gischen und kulturellen Dienstleistungen zu schaffen. Gerade 
für ein solches Vorhaben ist der Dialog mit den möglichen Pro- 
jektpartnern und -Partnerinnen vor Ort zu suchen, um auf die 
unterschiedlichen regionalen Strukturen angemessen einge- 
hen zu können. Dabei muß die sich abzeichnende Entwicklung 
zu lokal organisierten Dienstleistungsbörsen unterstützt wer- 
den; 

4 . zur Unterstützung von tarifvertraglichen und betrieblichen Re- 
gelungen für mehr Teilzeitarbeit mit dem Ziel der Beschäfti- 
gungssicherung und der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze 
den Gesetzentwurf des Bundesrates zur Förderung der Teil- 
zeitarbeit, der eine befristete Einführung einer Teilzeitbeihilfe 
und erleichterte Möglichkeiten zur Altersteilzeit vorsieht, zu 
verabschieden. 

Bonn, den 28. Juni 1996 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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